
AS-AUTOTEILE SERVICE / MALHE 

URTEIL DES GERICHTSHOFES (Zweite Kammer) 

4. Juli 1985 * 

In der Rechtssache 220/84 

wegen eines dem Gerichtshof gemäß Artikel 3 des Protokolls vom 3. Juni 1971 
betreffend die Auslegung des Übereinkommens vom 27. September 1968 über die 
gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in 
Zivil- und Handelssachen durch den Gerichtshof vom Bundesgerichtshof in dem 
vor diesem anhängigen Rechtsstreit 

AS-Autoteile Service GmbH mit Sitz in Bühl (Bundesrepublik Deutschland) 

gegen 

Pierre Malhe, Unternehmer, wohnhaft in Saleux (Frankreich), 

vorgelegten Ersuchens um Vorabentscheidung über die Auslegung des Artikels 16 
Nr. 5 des Übereinkommens vom 27. September 1968 über die gerichtliche Zustän­
digkeit und die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handels­
sachen 

erläßt 

DER GERICHTSHOF (Zweite Kammer) 

unter Mitwirkung des Kammerpräsidenten O. Due, der Richter P. Pescatore und 
K. Bahlmann, 

Generalanwalt: C. O. Lenz 

Kanzler: D. Louterman, Verwaltungsrätin 

Beteiligte, die gemäß Artikel 20 des Protokolls über die Satzung des Gerichtshofes 
der EWG Erklärungen abgegeben haben : 

— AS-Autoteile GmbH, Klägerin des Ausgangsverfahrens, vertreten durch 
Rechtsanwalt Jan Rassek, Karlsruhe, 

* Verfahrenssprache: Deutsch. 
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— Regierung des Vereinigten Königreichs, vertreten durch Frau S. J. Hay vom 
Treasury Solicitor's Department, 

— Kommission der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch ihren Rechts­
berater Friedrich Wilhelm Albrecht im Beistand von Silvio Pieri, italienischer 
Beamter der Kommission im Sinne der Regelung über den Austausch mit na­
tionalen Beamten, 

nach Anhörung der Schlußanträge des Generalanwalts in der Sitzung vom 6. Juni 
1985, 

folgendes 

URTEIL 

(„Tatbestand" nicht wiedergegeben) 

Entscheidungsgründe 

1 Der Bundesgerichtshof hat mit Beschluß vom 9. Juli 1984, beim Gerichtshof einge­
gangen am 28. August 1984, gemäß dem Protokoll vom 3. Juni 1971 betreffend 
die Auslegung des Übereinkommens vom 27. September 1968 über die gerichtliche 
Zuständigkeit und die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und 
Handelssachen durch den Gerichtshof drei Fragen nach der Auslegung des Arti­
kels 16 Nr. 5 des Übereinkommens zur Vorabentscheidung vorgelegt. 

2 Wie sich aus den Akten ergibt, befaßt sich die Klägerin des Ausgangsverfahrens, 
die Firma AS-Autoteile Service GmbH mit Sitz in Bühl, mit der Wiederverwertung 
gebrauchter Kraftfahrzeugteile. Sie stand mit der Firma PAT GmbH mit Sitz in 
Meckenheim bei Bonn in Geschäftsbeziehung; einer der Gesellschafter dieses Un­
ternehmens war der Beklagte des Ausgangsverfahrens, Pierre Malhé, der die So­
ciété de récupération de pièces automobiles in Saleux (Frankreich) betreibt. Die 
Firma AS-Autoteile erwirkte am 5. April 1978 gegen die Firma PAT ein Versäum­
nisurteil des Landgerichts Bonn auf Zahlung von 1 001 476,95 DM nebst Zinsen 
wegen Lieferung mangelhafter Teile. 
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3 Als die Klägerin versuchte, das Urteil gegen die Firma PAT zu vollstrecken, mußte 
sie feststellen, daß diese zahlungsunfähig geworden war. Die Klägerin ist der Auf­
fassung, diese Zahlungsunfähigkeit sei darauf zurückzuführen, daß die flüssigen 
Mittel von PAT widerrechtlich als fiktive Gewinne auf einen der Gesellschafter, 
den in Frankreich ansässigen Pierre Malhé, übertragen worden seien. Sie erwirkte 
deshalb am 6. März 1980 beim Amtsgericht Rheinbach einen Pfändungs- und 
Überweisungsbeschluß über den Bereicherungsanspruch, der nach ihrer Meinung 
der PAT gegen den Beklagten des Ausgangsverfahrens zusteht. 

4 Aufgrund dieses Beschlusses erhob die Klägerin des Ausgangsverfahrens gegen den 
Beklagten des Ausgangsverfahrens Zahlungsklage vor dem Landgericht Baden-Ba­
den. Aus den Akten ist nicht zu ersehen, auf welcher Rechtsgrundlage die Klage 
beruhte. Das Landgericht Baden-Baden bejahte jedenfalls seine internationale Zu­
ständigkeit und verurteilte den Beklagten am 17. November 1981, an die Klägerin 
in Höhe der dieser zustehenden Forderung die Beträge zu zahlen, die der unge­
rechtfertigten Bereicherung auf Kosten der Firma PAT entsprachen. 

5 Auf die Berufung des Beklagten erklärte sich das Oberlandesgericht Karlsruhe 
durch Urteil vom 15. Oktober 1982 gemäß Artikel 2 des Übereinkommens für 
unzuständig, da der Schuldner seinen Wohnsitz in Frankreich habe. Nach Mei­
nung des Oberlandesgerichts liegt die Zuständigkeit in diesem Fall bei den franzö­
sischen Gerichten. Gegen dieses Urteil legte die Firma AS-Autoteile Revision ein, 
die der Bundesgerichtshof mit Beschluß vom 7. November 1983 nicht annahm. In 
der Sache selbst ist somit die Frage der Zuständigkeit endgültig entschieden. 

6 Im Verlaufe dieses Verfahrens hatte das Landgericht Baden-Baden am 17. Dezem­
ber 1982 einen Kostenfestsetzungsbeschluß gegen die Klägerin erlassen. Da dieser 
vollstreckbar war, stellte die Klägerin dem Beklagten zur Abwendung der Zwangs­
vollstreckung eine Bankbürgschaft in Höhe von 40 000 DM; die Bürgschaftserklä­
rung befindet sich zur Zeit im Besitz des Beklagten. 

7 Bei diesem Streitstand erhob die Klägerin vor demselben Landgericht gegen den 
Beklagten eine Vollstreckungsabwehrklage gemäß § 767 der deutschen Zivilpro­
zeßordnung (ZPO), der folgenden Wortlaut hat: 

„1) Einwendungen, die den durch das Urteil festgestellten Anspruch selbst betref­
fen, sind von dem Schuldner im Wege der Klage bei dem Prozeßgericht des 
ersten Rechtszuges geltend zu machen. 
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2) Sie sind nur insoweit zulässig, als die Gründe, auf denen sie beruhen, erst 
nach dem Schluß der mündlichen Verhandlung, in der Einwendungen nach 
den Vorschriften dieses Gesetzes spätestens hätten geltend gemacht werden 
müssen, entstanden sind und durch Einspruch nicht mehr geltend gemacht 
werden können. 

3) Der Schuldner muß in der von ihm zu erhebenden Klage alle Einwendungen 
geltend machen, die er zur Zeit der Erhebung der Klage geltend zu machen 
imstande war." 

s Die Klägerin macht geltend, sie habe gegen den Kostenerstattungsanspruch des 
Beklagten mit dem ihr zur Einziehung überwiesenen Bereicherungsanspruch der 
Firma PAT gegen den Beklagten aufgerechnet. Neben der Unzulässigerklärung 
der Zwangsvollstreckung verlangt die Klägerin die Herausgabe der Bürgschaftsur­
kunde. 

9 Das Landgericht Baden-Baden erklärte sich durch Urteil vom 4. April 1983 für 
unzuständig, da die Klage mit einer wegen fehlender Zuständigkeit der deutschen 
Gerichte bereits für unzulässig erklärten Klage im Zusammenhang stehe. 

10 Gegen dieses die fehlende Zuständigkeit feststellende Urteil des Landgerichts hat 
sich die Klägerin mit der Sprungrevision an den Bundesgerichtshof gewandt. Der 
Bundesgerichtshof hat im Revisionsverfahren die drei folgenden Fragen gestellt: 

„1) Fallen unter die Zuständigkeitsregelung des Artikels 16 Nr. 5 des Überein­
kommens Vollstreckungsabwehrklagen im Sinne des § 767 der deutschen Zi­
vilprozeßordnung ? 

2) Kann nach Artikel 16 Nr. 5 des Übereinkommens vor den Gerichten des Ver­
tragsstaats, in dessen Hoheitsgebiet die Zwangsvollstreckung durchgeführt 
werden soll, mit einer Vollstreckungsabwehrklage die Aufrechnung gegen den 
zu vollstreckenden Anspruch mit einer Forderung geltend gemacht werden, 
für deren selbständige Geltendmachung die Gerichte dieses Vertragsstaats 
nicht zuständig wären? 

3) Erstreckt sich die Zuständigkeit nach Artikel 16 Nr. 5 des Übereinkommens 
auf ein Verfahren, in dem der Schuldner unter Berufung auf die Unzulässig­
keit der Zwangsvollstreckung die Herausgabe der Urkunde über eine Bürg­
schaftserklärung verlangt, die er als Sicherheitsleistung zur Abwendung der 
Zwangsvollstreckung erbracht hat?" 
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1 1 Nach Artikel 16 des Übereinkommens sind „ohne Rücksicht auf den Wohnsitz... 
ausschließlich zuständig: ... 5. für Verfahren, welche die Zwangsvollstreckung aus 
Entscheidungen zum Gegenstand haben, die Gerichte des Vertragsstaats, in dessen 
Hoheitsgebiet die Zwangsvollstreckung durchgeführt werden soll oder durchge­
führt worden ist". 

12 In Beantwortung der ersten Frage ist festzustellen, daß ein Verfahren der Art, wie 
es in § 767 ZPO vorgesehen ist, wegen seines engen Zusammenhangs mit dem 
Vollstreckungsverfahren an sich unter die Zuständigkeitsregel des Artikels 16 
Nr. 5 fällt. Diese Feststellung läßt jedoch die Frage offen, welche Einwendungen 
eine Partei im Rahmen eines Vollstreckungsverfahrens geltend machen kann, ohne 
die Grenzen des Artikels 16 Nr. 5 zu überschreiten. Dies ist Gegenstand der zwei­
ten Frage des Bundesgerichtshofs. 

1 3 Diese Frage geht nämlich dahin, ob eine Partei sich im Vollstreckungsverfahren 
einredeweise auf eine Gegenforderung berufen kann, über die zu entscheiden die 
Gerichte des Vollstreckungsstaats nicht zuständig wären, wenn die Forderung mit 
einer selbständigen Klage geltend gemacht würde. 

1 4 Diese Frage ist im Lichte der Systematik des Übereinkommens und insbesondere 
unter Berücksichtigung des Verhältnisses zwischen Artikel 2 und Artikel 16 zu 
entscheiden. 

1 5 Nach Artikel 2 sind Personen, die ihren Wohnsitz im Hoheitsgebiet eines Ver­
tragsstaats haben, vor den Gerichten dieses Staates zu verklagen. Zweck dieser 
Bestimmung ist es, die Rechte des Beklagten zu schützen; sie stellt insoweit ein 
Gegengewicht zu den Erleichterungen dar, die das Übereinkommen hinsichtlich 
der Anerkennung und Vollstreckung ausländischer Entscheidungen einräumt. Im 
vorliegenden Fall haben die deutschen Gerichte bereits entschieden, daß die Prü­
fung der von der Klägerin des Ausgangsverfahrens erhobenen Forderung in die 
Zuständigkeit der französischen Gerichte fällt, da der Beklagte des Ausgangsver­
fahrens seinen Wohnsitz in Frankreich hat. • 

16 Artikel 16 des Übereinkommens sieht als Ausnahmen zu dieser allgemeinen Regel 
eine Reihe von ausschließlichen Zuständigkeiten für Klagen vor, die mit Rücksicht 
auf die Lage einer unbeweglichen Sache, den Sitz einer Gesellschaft, die Eintra­
gung in ein öffentliches Register oder — dies ist Gegenstand von Nr. 5 — den 
Ort, an dem die Zwangsvollstreckung durchgeführt wird, besondere Beziehungen 
zu einem anderen als dem in Artikel 2 bezeichneten Vertragsstaat aufweisen. 
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i7 Aus der Besonderheit der in Artikel 16 vorausgesetzten Beziehungen folgt, daß 
eine Partei sich nicht auf die in Nr. 5 dieses Artikels den Gerichten des Vollstrek-
kungsorts eingeräumte Zuständigkeit berufen kann, um diese Gerichte mit einer 
einredeweise geltend gemachten Forderung zu befassen, deren klageweise Gel­
tendmachung gemäß Artikel 2 in die Zuständigkeit eines anderen Vertragsstaats 
fällt. Die Benutzung der Vollstreckungsabwehrklage zu diesem Zweck läuft der 
vom Übereinkommen gewollten Zuständigkeitsverteilung zwischen dem Gericht 
des Wohnsitzes des Beklagten und dem Gericht des Vollstreckungsorts zuwider. 

is Da sich im vorliegenden Fall die deutschen Gerichte zur Entscheidung über den 
zur Aufrechnung gestellten Anspruch für unzuständig erklärt haben, ist die Beru­
fung auf diesen Anspruch mit dem Ziel, die Zwangsvollstreckung aus einem in 
demselben Verfahren ergangenen Kostenfestsetzungsschluß abzuwehren, ein of­
fenkundiger Verfahrensmißbrauch seitens der Klägerin, mit dem mittelbar eine 
Entscheidung der deutschen Gerichte über einen Anspruch herbeigeführt werden 
soll, über den zu entscheiden diese Gerichte nach dem Übereinkommen nicht zu­
ständig sind. 

19 Auf die beiden ersten Fragen des Bundesgerichtshofs ist also zu antworten, daß 
Vollstreckungsabwehrklagen, wie sie in § 767 der deutschen Zivilprozeßordnung 
vorgesehen sind, als solche unter die Zuständigkeitsregelung des Artikels 16 Nr. 5 
des Übereinkommens fallen, daß jedoch nach dieser Bestimmung vor den Gerich­
ten des Vertragsstaats, in dessen Hoheitsgebiet die Zwangsvollstreckung durch­
geführt werden soll, nicht mit einer Vollstreckungsabwehrklage die Aufrechnung 
gegen den zu vollstreckenden Anspruch mit einer Forderung geltend gemacht wer­
den kann, für deren selbständige Geltendmachung die Gerichte dieses Vertrags­
staats nicht zuständig wären. 

20 Angesichts dieser Antwort ist die dritte Frage gegenstandslos. 

Kosten 

2i Die Auslagen der Regierung des Vereinigten Königreichs und der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften, die Erklärungen vor dem Gerichtshof abgegeben 
haben, sind nicht erstattungsfähig. Für die Parteien des Ausgangsverfahrens ist das 
Verfahren vor dem Gerichtshof ein Zwischenstreit in dem vor dem nationalen 
Gericht anhängigen Rechtsstreit. Die Kostenentscheidung ist daher Sache dieses 
Gerichts. 
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Aus diesen Gründen 

hat 

DER GERICHTSHOF (Zweite Kammer) 

auf die ihm vom Bundesgerichtshof mit Beschluß vom 9. Juli 1984 vorgelegten 
Fragen für Recht erkannt: 

Vollstreckungsabwehrklagen, wie sie in § 767 der deutschen Zivilprozeßordnung 
vorgesehen sind, fallen als solche unter die Zuständigkeitsregelung des Artikels 16 
Nr. 5 des Übereinkommens, doch kann nach dieser Bestimmung vor den Gerichten 
des Vertragsstaats, in dessen Hoheitsgebiet die Zwangsvollstreckung durchgeführt 
werden soll, nicht mit einer Vollstreckungsabwehrklage die Aufrechnung gegen den 
zu vollstreckenden Anspruch mit einer Forderung geltend gemacht werden, für de­
ren selbständige Geltendmachung die Gerichte dieses Vertragsstaats nicht zuständig 
wären. 

Due Pescatore Bahlmann 

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 4. Juli 1985. 

Der Kanzler 

P. Heim 

Der Präsident der Zweiten Kammer 

O. Due 
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